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Am Kreuzweg der Verkehrspolitik : 
"Gemeinwirtschaft" oder "Marktwirtschaft" im Verkehrswesen? 

Von Dr. P. He1frich, München 

1. Betriebswirtschaftliche Bedingungen und volkswirtschaftliche Wirkungen 
des inner.en Lastenausgleichs im Tarifsystem der Bahn. 

Je nach Bauzeit war die Eisenbahn durch 50 bis 100 Jahre für viele Gegenden 
und Orte der fast ausschließliche Träger des überörtlichen Güter,: und P·ersünen,: 
verkehrs. Wie bei anderen gl10ßen fixJ.<.ostenorIentierten Unternehmen 
Tarifierung ihrer Verkehrsdienste auf einer GesamtJ.<.ostenrechmmg. Mit dem 
Zide der bestmöglichen Auslastung hat die Eisenbahn nicht nur in Deutschland, 
sondern auch in anderen Ländern seit Jahrzehnten ihr·e Tarife nach dem Grund" 
satz der der Güter und Transporte differenzi·ert. Sie hat so den 
Tr.ansportmarkt gütermäßig gespalten und Transportnachfrage auch bei Gütern 
und für Entfernungen geweckt, die bislang für eine Beförderung nicht in Frage 
kamen. Ander·erseits hat sie die Tarife 'Ohne Rücksicht auf dieleistungsindividuel" 
len EinzelJ.<.osten (z'. B. Auslastung der StrecJ.<.en) gleich h'Üch angesetzt und S'Ü 
den Transp'Ürtmarkt geographisch vereinheitlicht. Vor allem die Gleichheit der 
Tarife führte zu <einem internen Lastenausgleich, indem die Ueberschüss,e 
dicht befahr,ener und daher .ertragreicher StrecJ.<.en zur Deckung des Defizits 
wenig ausgelasteter und unrentabler StrecJ.<.en herangezogen wurden. Dies und 
nichts anderes ist der durchause i g'e n wir t s c h a f t li ehe Kern des viel umstrit" 
tenen "gemeinwirtschaftlichen" Tarifes. V,or allem die subventionistische Tendenz, 
aus der die staatliche Wirtschafts,: und Verkehrspolitik sich hauptsächlich des 
Mittels der Tarifdifferenzierung (Tarifermäßigung) bediente, gab dem Begriff 
später seine schillernde Bedeutung. Erst mit der Z·eit wurden auch die günstigen 
volkswirtschaftlichen Wirkungen allgemein anerkannt. 
Beides, M.arktspaltung und Marktvereinheitlichung, hat der, Ballung bedeutender' 
Zweige der ver.arbeitenden Industrie .entgegengewirkt und ihre V·erteilung im 
Raum begünstigt. Schon in einer Zeit, in der noch sonstige Ausgleichsmöglich .. 
keiten (niedriger Lebensstandard, niedrigere Löhne, geringere Steuern) vorhanden 
waren, hat die Eisenbahn so die Dez·entralisation der Industrie und der \'{Tirtschaft 
überhaupt gefördert. Im Bundesgebiet sind diese Ausgleichsmöglichkeiten heute 
zum größten Teil weggefallen, wenn nicht in ihr Gegenteil verkehrt. Außerdem' 
machen die bekannten Kriegs"folgen, vor allem die Zonentrennung und die immer' 
noch starke Belegung der wirtschaftsschwachen Ostgebiete der Bundesrepubli!( 
mit Flüchtlingen, mit der Ausbreitung des Käufermarktes und Verschärfung des 
Wettbewerbs eine ausgleichende Tarifpolitik nötiger als je zuvor. Das Gewicht 
dieser F1eststellung wird auch nicht dadurch beeinträchtigt, daß die Summe der 
Frachtkosten 'neuerdings von der Höhe deI' Steuerlast weit in den Schatten 
stellt wird. 
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1I. Bedeutet das Ende des Eisenbahnmonopolsauch das Ende des Lasten. 
,ausgleichs im Verkehr? 

Es gibt nur wenige, welche den betrietswirtschaftlichen K'ern der gemeinwirt,:< 
Tarifpolitik und Verkehrsbedienung bestreiten, und Stimmen. 

die >etwa ihre wertvollen Wirkungen für die Allgemeinwirtschaft in Abrede stellen 
oder verkleinern, sind ganz vereinz·elt. Aber nahezu einhellig ist die Auffassung. 
daß die beschriebene Tarifpolitik an das Monopol der Eisenbahn gebunden ge,:< 
Wesen sei und mit dem Ende des M,on,opols ihre wesentliche Voraussetzung 
verloren habe. 
Seit dem 'ersten Weltkrieg hat sich im Landverkehr von Jahr zu Jahr mehr der 
Kraftwagen entwickelt. Von der Eisenbahn zunächst sozusagen über die Schub 
ter ,angesehen, ,erfaßt er nach letzten R'epräsentativerhebungen mindestens 21 0/0 

der tonnenkHometrischen Leistungen des gesamten überörtlichen Verkehrs, wäh,:< 
rend die Eisenbahn von ca. 75 % in 1938 auf 56 % in 1952 abgesunken ist. Sicher 
ist in dem Anteil des Kraftwagens ein erhebliches Maß an Zubringer", und Ver", 
teilerverkehr (im Verhältnis zur Eisenbahn und Binnenschiffahrt) und auch ein 
nicht unbedeutender Prozentsatz vlOn Neuverkehrenthalten, der lOhne Kraftwag.en 
gar nkht zustande gekommen wäre. Doch die 1200 Millionen wirkliche und fikß 
tive Einnahmen des Güterfernv,erkehrs (gewerblicher und Werkverhhr) dürften 
zu mindestens 70 % auf V,erkehrsleistunge,n ,entfallen, die, hätte der Kraftwagen 
sich nicht in diesem Maße entwickelt, die vorhandene Kapazität der Bahn aus,< 
lasten würden. V,oneiner Verkehrskrise im heutigen Sinn k,önnt,e dann gar keine 
Rede sein, noch weniger von einem "Verkehrschaos". 
Der ungeahnten Entwicklung des modernen Straßenverkehrs haben Momente 
Vorschub geleistet, die im W,esen der neuen Technik dieses Verkehrs lagen, aber 
auch solche, die ihn von außen begünstigten. Von diesen wird weiter unten noch 
zu handeln sein, jene benthen vor allem darauf, daß·die individudle Dis,:< 
potionsfähigklCit des Kraftwagens von keinem anderen Verk'ehrsmitrel über ... 
troHen wird. Er ,allein ist imstande, den feinsten Verästelungen der Landverkehrs ... 
wege zu folgen. Er bringt die Waren von Haus zu Haus; er spart große Ver,:< 
packungskosten und aufwendige, der Ware 'Oft abträgliche Umladungen, verbürgt 
besten Kundendienst und verbindet damit die Möglichkeiten der W,erbung, des 
Inkassos usw. Das Zeitalter des Motors, so schließt man daraus lind aus seinem 
unaufhaltsam wachs,enden V,erkehrsanteil, hat dasjenige der Eisenbahn abgelöst. 
Auch in der Verkehrs", und Tarifpolitik müssen sich die Folgen niederschlagen. 
Die Eisenbahn wird auf absehbare Zeit zwar für wichtige Verkehrsdienste (insbe", 
!;ondere Massengut und Ferntransporte) unentbehrlich bleiben; sie und ihre Kun,:< 
den werden sich aber - dies ist eine weit verbreitete Meinung - damit abzufin,:< 
den haben, daß auch die Art ihrer Verkehrsbedienung und insbesondere ihr Tarif,:< 

'Gystem durch ,eine dem "technischen Fortschritt" des Kraftwagens angepaßte Ver,:< 
kehrs", und Tarifpolitik, abgelöst wird. Die Individualleistting des Kraftwagens 
müsse auch die K,ostenrechnung des V,erkehrs revolutioniel'en. An die Stelle der 
gLobalen und "kosten fernen" Ausgleichsrechnung der bisherigen Bahn tret,i;: nUIV 
mehr die "kostenechtere", mehr auf die Einzelleistung abgestellte Kalkulation des 
Kraftwagens. Sie erst ermögliche eine "marktwirtschaftliche OrienHerung" des V >er,:< 
€r,achters bzw. Frachtzahlers und ihr habe sich daher auch die Schiene zu bc,:< 
quemen. Tatsächlich ist die Bahn bereits auf dem besten W'ege dazu, indem sie 
z. B. die Wertstaffel, die 1923 noch eine Spannung zwischen den Eckklassen A 
und G v-on 100: 26 aufwies, unter dem Druck der Kraftwagenl<Jonkurrenz in ver" 
schiedenen Etappen - die letzte am. 1. August 1953 - auf 10.0: 56 zusammen'" 
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gedrückt, damit die Massengüter unverhältnismäßig belastet, hingegen die 
fabrikate ,ohne Rücksicht auf ihre im Schnitt wes,entlich stärkere Vcdel.lerung; 
unverhältnismäßig ,entlastet hat. Die Indices der beiden Eckklass,en A und G ver", 
halten sich demgemäß seit dem 1. August 1953 wie 141: 235 bei 200 km und wie 
131: 203,4 bei 800 km gegenüber 100 für A und G vor dem Kdege. Die Zahlen 
bew,eisen, wie sehr sich die Bahn bezüglich der horizontalen Spanne bereits von 
dem alten Grundsatz, die Tarife nach der Tragfähigkeit der Transp,ortgüter zu 
bemess,en, entfernt und unter dem Druck des W,ettbewerbs die 
nungeingeschränkt hat. Die Anhänger der marktwirtschaftlichen Orientierung 
im Verkehrswesen lassen sich dadurch in der Forderung ermutigen, daß eine, 
den jeweiligen Selbstk,osten der EinzeUeistung näher kommende Tarifbildung 
weithin an die Stelle der bisherigen Ausgleichrechnung treten könne. Ohne viel 
sonstig,e Lenkungsmaßnahmen ließe sich dann nicht nur die von allen gewünschte 
Arbeitsteilung im Verkehrswesen auf die den verschiedenen Verkehrsmitteln 
quaten Leistung,enerzielen, sondern werde auch dn Maß des Wettbewerbs auf" 
rechterhalten oder neu eingeführt, das im Verkehr ähnliche Antriebskräfte 
machen werde wie in der übrigen Wirtschaft. So will der Bundesv,erband der 
Deutschen Industrie in seiner letzten Denkschrift "Schiene und Straße" die V,er" 
kehrskrise "nicht durch noch mehr Lenkung" beheben, sondern vielmehr durch 
eine "stärkere marktwirtschaftliche Zielsetzung".1) Und in Aufsätzen der 

. schaftspr,esse wird daviQn gesprochen, daß das "nach vage umschriebenen Prinzi" 
pien der .allgemeinen Wohlfahrt ausgerichtete Tarifsystem" aufgegeben und di:e 
Gleichheit der Startbedingungen namentlich dadurch herbeigeführt werden müsse, 
daß der Bahn ähnliche Freiheiten in der V,erkehrsbedienung zugestanden 
den wie dem Kr.aftwagen. Bei der Auseinandersetzung der "zwei 
sehen Welten" sei der freiheitlichen Richtung der ViQrzug zu geben. V,on einem 
R'epräsentanten der Bundesbahn stammt der Begriff ",orthodoxe Tariflehre" zur 

. Bezeichnung der Grundsätze der bisherigen Tarifpolitik und die verkehrspolitv 
schen Forderungen der Deutschen Bundesbahn (November 1953) schließen mit 
der Feststellung, daß die Deutsche Bundesbahn "unter Einengttng ihrer 
wirtschaftlichen Aufgaben größere Freiheiten in kaufmännischer Hinsicht, 
besondel.1e Lockerung des Tarifzwanges, für sich in Anspruch nehmen muß, falls 
die von ihr geforderten Maßnahmen nicht oder nur teilweise durchgeführt wer" 
den sollten." 
So meinen viele "intra et extra muros". Und nicht nur die "Kinder, sie hören es 
gerne", scheint es doch so schön in das Konzept der vielfältig gepriesenen 
wirtschaft und der Befreiung von dirigistischen Fesseln zu passen, die auf dem 
Gebiet der produzierenden Wirtschaft in den vergangenen fünf Jahren so große 
und unleugbare Erfolge aufzuweisen hatte. Interessanterweise stimmen die Orga'" 
nisationen des Kraftv·erkehrs in diesen Chor nicht ·ein. Gerade von dort wurden 
in Letzter Zeit, ,aus welchen Gründen auch immer, dil! Stimmen v,ernehmlicher, 
daß nicht nur die Eisenbahn das gemeinwirtschaftliche Tarifsystem beizubehalten 
habe, sondern daß sich der Kraftwagen für kräftig genug halte, an der gemein" 

1) einer 1951 erschienenen Denkschrift "Zur Verkehrökriso" hatto der gleiche Bundesverhand 
noch "dio Becndigung des "bi5hcrigen ul1frudllhur\!'Il 'Vdtbe\Vürhskallll' fes· zwiscl,lCn. Schie!,e \lnd 
Straßo" und dio "Zusammenführung d-er beid-en streitendcn Teile zu engs'!er bdrlCb1!che'l' Zusum- . 
rnenarbeit bei fairem LcistungswettbelVerb" angeregt, Dabei soHten dic llimlungcn uml vor allem 
die Kalkulationsweise . der llundes,bahn soweit wie mögEch auch vom Kraftwagen übernommen 
werd,m, für den zu diescrn Zwecke eine straffe Organisation der Selbstverwaltung mit cincr Aus-
gleichskasso oder noch besser einer Poolung der Ft'achten gewünscht worden War. 
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durch U ebernahmeentsprechender 'e el 19t zu wc d d . De t h I d .1' en. on en großen Organisationen d·er Wirtschaft haben der 
\ T ul sctbe n und Handelstag und seine Sprecher sich noch in letzten 
v,er au arungen zu der N tw d' k' b k d "b k \T k h syst b' b h I oen 19 eIt e annt, . as u er ommene v ·er e rs"" 

em etzu e a ten und den Kraftwagen entsprechend einzuordnen. 

rrr. "Libel:'.alisierte Gemeinwirtschaftlichkeit" . 

von mcisten Anwälten einer des Verkehrswes,ens 
; zugegeben, daß sich der Verkchr "in viden seiner 

. nIcht fureme rein konkurrenzwirtschaftliche Ordnung eignet".2) Es geht 
m R·cgel nur um eine betontere marktwirtschaftliche Orientierung, etwa 

1m Smne lemer "kostenechteren" Tarifbildung, wi.e sie z. B. in der Denkschrift des 
der Industrie gefordert wird. Dieser Zielsetzung werden aber in 

der gleIchen Denkschrift Grenzen gezogen insoweit, als Tarifzwang und Gleichheit 
des Tarifs auf allen Strecken bestehen bleiben sollen, da sie "dem Bedürfnis der 

. v,erladenen Wirtschaft ·entsprechen". Mit dem Bundesverband der Industrie 
sich dne frühere Veröffentlichung eines ungenannten Verfass'ers übet' 

"WIrtschaftlichkeit des Binnenverkehrs" (Wirtschaftsdienst September 1953) unter 
d,em Stic?wort "Liberalisierte Gemeinwirtschaftlichkeit" mehr ,oder weniger mit 
emer weItgehenden Aufgabe der W'ertstaffel ab hält aber ebenso di,e Einheit=, 
lichkeit des Tarifs auf allen Strecken in absehba;.er Zeit für unaufgebbar. Diese -
Gleichheit des Tarifs ohne Rücksicht auf die Auslastung der Strecke ist 'ein ganz 
wesentliches, wenn nicht das wichtigste Element der Ausgleichsr·echnung und 
damit der sogenannten Gemeinwirtschaftlichkeit. Von den gut frequentierten 
Stl'ecken, deren Tarife bei kostennaher Festsetzung sehr viel niedriger gehalten 
werden könnten, werden die mageren RJelationen gespeist, so sie in vielen 

. Fällen nicht ,einlnal die Selbstkosten -einzubringen brauchen. Die Frage ist nur, ob 
es bei dieser halben Liberalisierung ,oder halhenAusgleichsrechmmg slcin Bewenden 
haben kann. Der W'ettbewerb wird damit ja nicht entspannt; nur werden sich 
die Brennpunkte des Wettbewerbs viel mehr, als dies bis heute in Erscheinung 
trat, von den Transporten der sogenannten· Edelgüfer in den höheren TarifkIass·en 
zu dem ausgespr,ochenen Knotenpunktverkehr verschLeben, dem die 
klasse im Hinblick auf die stetige und sichere Auslastung keme 'entscheidende 
Rolle spielt. Der kleinere Nutzen muß durch größeren Umsatz wettg,emacht 
den. Der Einbruch des Kraftwagens gerade in die Relationen wird verstärkt 
den,die bisher infolge der :rarifgleichheit so viel zur Ausgleichskasse der Bahn 
beigetragen haben. Die Statistik des Güterfernverkehrs bestätigt dies,e Entwicb 
lung in vollem Umfang. W.ennschon Wrettbewerb und wennschon 
heit der Tarife dann kann dieser Grundsatz vor dem Prinzip der Tarifgleichheit 
und dem § 6 auf die Dauer nicht Halt machen und die Bahn wird nac11 
ähnlichen Abwehrmitteln Ausschau halten müssen, wie sie in Frankreich durch 
die Fächerung der Tarife nach der Frequenz der Strecke (niedrigel'e Tarife hei 
höherer Fr'equenz) schon vor zwei Jahren dngeführt wurden. 
In diesen Zusammenhang gchört noch dne Anmcrkung über die von den 
worterneines "gemäßigtcn" Wettbewe:b7 so Möglichkeiten, 
auf dem Wege übe l' die Ta r if p oQ Ix tI k und In Haupt;ache durch 
.eine "kostenechtere" Tarifbildung den Verk·chr auf dIe JeweIls bestgeeigneten 

,2) "Zwei verkehrspoIilische Welten" VOll Dr. W. IIarnm, " 
"Frankfurter AIJgemcine Zeitung" Nr. 2 vorn 4, Janllar 19:Jl1. 
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kehrs mittel hinzulenken. Alle Vorschläge dieser Art sind einseitig; denn sie gehen 
an der Auslastungsfrage vorbei. Schon das Zuviel an K'Onzessionen hat den GÜ .. 
terfernverkehrveranlaßt, seinen Verdienst zunehmend in niederen Tarifklassen 
zu suchen, d<lfür aber häufig,er und mit höherer Auslastung (wenn nicht Ueber .. 
lastung) zu fahren. Auch wenn beispielsweise die Tarife des Bezirksverkehrs (bis 
150 km) angehoben würden, so wäre damit noch nicht gesagt, daß deswegen di,e 
Einnahmen des Kraftwagens ansteigen müßten. Infolgeeiner V,erririgerung der 
Verkehrsnachfrage kann durchaus die gegenteilige Wirkung 'eintreten. Der 
terfernverkehr kann also noch mehr in die Beförderung von Massengut auf dicht 
bef,almenen Fernstrecken getrieben werden,auch wenn ,es gelänge, die Massen:< 
guttarife der Bahn zu ,ermäßigen. Will man wirklich "IQrdnen", SIQ kommt man um 
die Be,obachtung des von Angebot und Nachfrage auf dem V,er" 
kehrsmarkfund um vorübergehende Eingriffe nicht herum, mit denen die v'erzerr" 
ten Proportionen wieder zur,echtgerückt werden. Statt dessen nur die Preise zu 
manipulieren und dem \'Vettbewerb 'sonst fr,eien Lauf zu noch dazu unter 

,völlig ungleichen Bedingungen, muß n'eue Verzerrung'en hervorrufen. Röp .. 
kes sarkastisches Wmt zur Kritik dner "gemäßigten" Planwirtschaft gUt um" 
gekehrt für Halbheiten im Wettbewerb: "Es gibt kein bißehen Schwangerschaft." , 
Man kann nicht "kostennahe" Tarife auf einem wetthewerbsorientierten Verkehrs .. 
markte .einführen, .ohne die bisherige Ausgleichsrechnung der Bahn nach und 
nach ganz aufzugeben mit .111 den F.olgen, von denen .oben die Rede war. 

IV. Ersatz der Ausgleichsrechnung durch Ausgleichskassen des Staates 
oder der Wirtschaft? 

Die Unentwegten wenden hier ein, daß der Staat die volkswirtschaftlich nach" 
teiligen KJonsequenzeneiner Aufgabe der gemeinwirtschaftlichen Ausgleichsrech" 
nung und der entsprechenden Tarifpolitik durch Notstandsmaßnahmen, Su b" 
vention,en usw. abzufangen habe. "Das marktwirtschaftliehe Prinzip", so 
schreibt ein Verfechter dieser Auffassung,3) "könnte die Arbeitsteilung unter den 
Verkehrsmitteln dem kostenechten Güter" und P,ersonentarif überlassen, müßte' 
aber sämtliche als unentbehrlich angesehene gemeinwirtschaftliehe Lasten von 
der Betriebs" und Beförderungspflicht bis zu Preisermäßigungen für bestimmte 
Wirtschaftsgruppen .oder Gebiete dem 'öffentlichen Haushalt aufbürden." Ein 
Sachwalter der Binnenschiffahrt stellt in einem Aufsatz "Das Dilemma der deut" 
sehen Verkehrspolitik" 4) die pointierte Frage: ,,\'Vas ist volkswirtschaftlich richtig: 
versteckt .oder verschleiert Subventionen über Eis,enhahntarife 'Oder Qffen und 
ehrlich über Gelder des BundeshaushaItes bereitzustellen, weIin',es gilt, aus über" 
geordneten Gründen wirtschaftsschwachen oder peripher gelegenen Gebieten 
Unterstützung zuteil werden zu lassen?" Daß auch eine neoli!Jerale Wirtschafw 
verfassung dem Staat die V,erpflichtung auferlegt, wirtschaftlichen 'und sozialen 
Ewsionen zu begegnen, hat an dem Beispiel Oberfrankens der eben ,zitierte Röpke 
bestätigt. U. a. sind die Frachthilfe Ostbayern und das 
programm des Bundes Beweise, daß der Staat diese V,erpflichtung anerkennt. 
Doch hier handelt ,es sich um gebietlieh sehr begrenzte Maßnahmen aus Anlaß 
politisch begründeter Notstände (Zonentrennung), bei denen in einem Falle 
(Frachthilfe Ostbayern) 2,6 Mio DM und 'im anderen (Frachthilfe für die öst" 
lichen Grenzgebiete) insgesamt 20 Mio DM jährlicheinges'etzt werden oder noch 

S) "Der wundo Punkt der Verkehrspolitik" in Nr. 50 "Deuts'ehe vom 2·1. G. 1953. 
4) I)r. [<'ranz Schl'O'iff in "Zdlschr.ift für BVUIWllsohiffahrt" Dezember 1953. . 
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werden sollen. Wer bei einer Aufgabe des gemeinwirtschaftlichen Tarifsystetns 
mit ,entsprechenden Beihilfen aus dem Staatshaushalt mit ähnlichen 
ordnungen rechnen sollte, würde sich über die Höhe der in Betracht kommenden 
Summen sowie die Umständlichkeit und !<Jostspieligkeit des damit verbundenen 
"Dirigismus" Illusionen hingeben. Wie sich aus einem Vergleich der 
schnittseinnahmen im Güterverkehr je BetriebskHometer in den 'einzelnen Direb 
tionsbezirkenergibt, sind es H 'U n de r te von' M i 11 ion e n, die jetzt noch 
im Wege der Gesamtkostenrechnung für die Unterhaltung und den Betrieb des 
Eisenbahnverkehrs in verkehrsschwachen Gebieten ,aus den Ueberschüssen der 
verkehrsstarken Ballungsräume abgezweigt werden. Es ist ganz ausgeschlossen, 
daß jemals ein Finanzminister auch nur die Hälfte dieser Beträge zusichern und 
außerdem noch den zusätzlichen Verwaltungsaufwand finanzieren könnte. 
Ebensowenig ist daran zu denken, den Ausgleich allgemein durch Um le gun g 
innerhalb einzelner Industriezweige ,oder Verfrachtergruppen herbeizuführen. Bei 
der Ausgleichsabgabe für Walzwerkserzeugnisse handelt ,es sich um einen 
derf.all, indem dn Ersatz für den Verlust früher,er Frachtbasen geschaffen 
werden mußte. Bei Getreide und Zucker handelt !es sich üm 
ähnliche Regelungen im Bereich der Ernährungswirtschaft: Bei Getreide werden 
damit u. a. die Preise von und Binnenware angeglichen; bei Zucker 
wird mittels eines Festpreises der Zuckerrühenanbau gefördert. Schon 
lieh dürfte eine Ver.allgemeinerung derartig,er Ausgleichsverfahren auf 
überwindliehe Hemmungen stoßen. Wer staatliche Zuschüsse .oder eine 
legung innerhalb einzelner Wirtschaftszweige gar mit der Begründung anstrebt, 
daß marktwirtschaftliehe Grundsätze im Verkehrswesen stärker anzuwenden 
seien, würde eine Liberalisierung des V,erkehrs mit staatlichen Subv,entionen oder 
ausgesprochenen Kartellbindungen ·erkaufen. Man wird schwerlich behaupten 
können, daß auf diese Weise die Prinzipien der Marktwirtschaft me h r zur 
Geltung kommen. 

V. der Kraftverkehr tendiert zur Ausgleichsrechnung. 
Also auch die Alternative: Ausgleich über die Tarifpolitik .oder über die 
kasse .oder über Verfrachterumlagen ? ·entbehrt der realen "Vmaussetzung,en. 

Ausweg in die 0arktwirtschaft des VerkeJ1rs ist versperrt. Auch könnte 
Zlg machen, daß der Teufel des gemeinwirtschaftlichen Tarifs mit dem Beelzebub 
staatlicher Subventionen ausgetrieben werden müßte. Vielleicht darf ferner daran 
erinnert werden, daß die Eisenbahnen ihre Ausgleichsrechnung unbeanstandet, 
je mit betonter Staatshilfe in der Blütez,eit'des wirtschaftlichen Liberalismus 
wickelt und ausgebaut haben. Sollte sie sich am Ende doch mit 
lichen Grundsätzen vereinbaren lassen und müßte daher nur der Kraftwagen, 
soweit er d. h.· sich der Allgemeinheit anbi,etende V,erkehrsdienste 
leistet, mit geeigneten Maßnahmen in diese ausgleichende Gesamtkostenr.echnung 
einbezogen werden? 
Viele mögen geneigt sein, diese Frage allein deshalb zu bejahen, weil die best,. 
entwickelte Marktwirtschaft um die Jahrhundertwende mit diesem System 
v.orragend gefahren ist und es mehr und mehr als. ein Mittel der Fördenmg ihrer 
Integrationsbemühungen, zum mindesten im nationalen Bereich, schätzen lernte. 
Dieser nationale Bereich stellt neuerdings infolge der Z.onentrennung und der 
einseitigen Verlagerung des wirtschaftlichen Schwergewichts noch höhere 
forderungen dieser Art. Wissenschaft und Praxis haben in wiederholten 

l 
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barungen die wirtschaftlichen, sozialen und palitischen einer 
sierenden Ballung ,erkannt und unterstrichen. 
Beschränkt man sich auf dies,e .. ,exogene" Begründung, ist indessen der Vorwurf 
zu gewärtigen, man mache sich die Antwort auf die Ausgangsfrage zu leicht. Der 
Kraftwagen werde bei ,einer solchen Operation v,ergewaltigt. Eine 
rechnung sei seinem Wesen zuwider, ,er büße seine besten Eigenschaften ein und 
die Wiederherstellung .einer gemeinwirtschaftlichen V'erkehrsordnung ,werde 
her wohl zu teuer bezahlt. Wie steht ,es damit? Der V.erfasser wagt die Behaup;:: 
tung, daß derartige oaft gehörte Einwendungen auf Erfahnmg,en eines Heber,;:: 

und Zwischenzustandes beruhen und einer kritischen Prüfung nicht 
halten. In der Tat b,esteh'en bei gen,auem Zuslehen zwischen der 
Kalkulationsweise d'er Bahn und der d'es keine 
grundsätzlich'en, s'Ond,ern nur gr,adueU,e Unterschiede. BeideVcr;:: 
kehrsmittel müssen danach streben, ihre K,osten je Einzelleistung durch 
male Auslastung möglichst herabzudrücken, anders ausgedrückt: sich der Belast" 
barkeit der Transportgüter möglichst anzupassen, um die Einzelleistung relativ 
preiswert anbieten zu können und so eine hohe Auslastung zu erzielen. Daran 
ändert grundsätzlich auch das Vorhandensein :eines Wettbewerbsv,erhältnisses 
nichts. Dieses v,erringert zweifellos die Möglichkeiten des inneren Ausgleiches und 
damit der Anpassung an die differenzierte Belastbarkeit, weil gerade 
licheren T ransportteistungenam meisten dem Wettbewerb ausgesetzt sind und 
weil dem Kraftwagen ebenso bei der Bedienung verkehrsstarker, d. h. relativ aus;:: 
lastungssicherer V,erkehrsbeziehungenhöhere Gewinne winken. Im Grunde aber 
unterliegt der Kraftverkehr der Tendenz der Erfassung des Gr'enzinter" 
esses und damit des Frachtausgleichs aus dgenwirtschaftlichen Rück;:: 
sichten nicht anders wie der Eisenbahnverkehr, nur daß es infolge seiner Auf" 
splitterung auf zahlr,eiche 'Einzelunternehmer sehr viel länger braucht, bis diese 
Tendenz und spürbarer in Erscheinung tritt. Sie ist aber heute schon 
nicht nur im Omnibuslinienverkehr, sondern auch im Gütcrkraftverkehr am 
Werke. Im Liniendienst der J?ersonenbeförderung wird der Berufsverkehr aus den 
Erträgen des Normalverkehrs billiger bedient. Im Güterkraftverkehr werden nach 
amerikanischen Erfahrungen entsprechend der Belastbarkeit differenzicrte Tarife 
auch dann bestehen bleiben, wenn die Bindung an die Tarife der Eisenbahn ein;:: 
mal ,aufgch'Oben werden sollte, S'O wie jetzt schon nur der Auslastung wegen für 
die Rückfahrt sehr v,erbilligte Transportleistungen angeboten werden, Wie oben 
Seite 41 schon vermerkt wurde, scheut man neuerdings auch in Kreisen des Güter;:: 
kraftverkehrs und der Kraftverkehrsspedition vor der Uebernahme der Bcför", 
derungspflicht und des Tarifzwanges .nicht mehr zurück, was die Möglichkeit 
eines internen 'l<!ostenausgleichs voraussetzt. 
Aber auch die Sorge, daß mit der Anerkennung und Verallgemcinerungeiner sol;:: 
ehen Kalkulationsweise und einer ,entsprechenden, auf 'ein Unternehmerkartell zu;:: 
steuernden Verkehrsordnung die arteigenen Vorzüge des Kraftwagens v'crloren" 
gingen, läßt sich kaum begründen. Der Hauptvorteil des Kraftwagens ist der 

ohne Umladung; warum sollte dieser durch Einführung eines 
Frachtausgleichs und durch planmäßige Verkehrsbedienung beeinträchtigt 
den? Hätte sich sonst 'etwa ein Stückgutlinienverkehr auf der Straße entwickeln 
können, der in dem neuen Güterkraftverkehrsgesetz eine Rechtsgrundlage 
den hat. Und es hieße den Kraftwagen doch wohl erheblich unterschätzen, wollte 
man das ,,\'Y'ildern" im Sinne des bisherigen Kampfes um den Kunden als eine 
wesentliche Erscheinungsform des ihm eigenen "technischen Fortschrittes" 
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zeichnen. Im Gegenteil: Z. B. seine so häufig festzustellende Unberechenbarkei.t 
oder sein unangemeldetes Eintr·effen auf den Fabrikhöfen, noch dazu oft außer:=: 
halb der normalen Geschäftszeit, wird von den Verladern als erhebliche Last und. 
als ein Nachteil gegenüber der Bahn empfunden. \ 
Daß 'eine s t raff·e 0 r ga n isa ti 0 n des Kraftwagens, der er zur wirksamen An= 
wendung einer Ausgleichsrechnung schon im eig,ensten Interesse dringendst be"" 
darf, weder zum Nachteil der Unternehmer noch dem der Verfrachter ausschlagen 
muß, hat auch das Wirken des Reichskraftwagenbetriebsverbandes von 1935 bis 
1939 bewiesen. Im Hinblick auf mittelständische Argumente, die neuerdings i:n. 
solchem Zusammenhang in die Debatte um die Ueberwindung der Verkehrs= 
krise geworfen werden, v,erdient ferner festgehalten zu werden, daß der RKB bei. 
seiner Fürsorge um den Trampfahrer die Existenz des mittelständischen Klein= 
unternehmers ,eher gefördert als beeinträchtigt hat. Mit der Bildung eines Re= 
servdonds zur Unterstützung unrentabler Verkehrs dienste haUe der RKB im.. 
übrigen den Grundstock für dnen internen gelegt. Es ist: 
wahrscheinlich, daß die organisatorischen V.orkehrungen für einen solchen Aus= 
gleich in dies'er oder einer anderen Fmm bei Fortbestehen des RKB aus den obel:).. 
genannten Gründen n:och weiter ,entwickdt worden wär,en. Gerade der Flächen.= 
v·erkehr, d. i. der Verkehr abseits der Knotenpunkte und ihrer gut 
Zwischenstrecken, kann, da er je Einzelleistllng nicht nur wegen der geringercl::l. 
Auslastung, sondern oft auch wegen der Geländeverhältnisse wesentlich meh:l:" 
Aufwendungen 'erfmdert als der Strecken verkehr zwischen den Knoten, nur mi 1: 
Hilfe einer derartigen Organisatton, die sich der Bahn als Partner anbietet, unCi 
im W,ege 'eines derart zu realisierenden Lastenausgleichs preiswert bedient wer= 
den; die V,orzüge des Kraftwagens können nur auf diese Weise volks" und be= 
tdebswirtschaftlich vell nutzbar gemacht werden. Und wer die Ablösung unren.= 
tabler Nebenbahnstr·ecken durch den Kraftverkehr anstr,ebt, muß, da dieser, 
schon weniger aufwendig, aber deswegen häufig noch keineswegs re n tab e 1 
arbeiten konnte, den internen Ausgleich beim entsprechend orgariisierten Kraft:: 
v·erkehr vorauss,etzen, sofern die Bahn nicht die nötigen Zuschüsse übernimm. i:: 
oder 'Übernehmen kann. 

, Schließlich vermag man sich die Z usa m m e n a r bei t von Bahn und Kraft= 
wagen als beste Frucht einer neuen Verkehrsordnung und Arbeitsteilung (z . .B 
die wichtige Durchrechnung der Tarife für eine durchgehende Beförderung atti: 
Schiene und Straße) nur unter der Voraussetzung vorzustellen, daß der gewerb= 
liche Kraftwagen zu ,einer straffen Organisation der Selbstverwaltung' zusamrnen.= 
gefaßt wird, die ihm ähnliche Ausgleichsmöglichkeiten bietct, w1e sie im Bahn.= 
verkehr nutzbar gemacht werden. Es wäre Schwarz"Weiß"Malerei, zu behauptcn. 
daßeinc solche ,organisatorische Zusammenfassung auch den i 11 d iv i d u e 11 e 
Leistungsanreiz abtöten müßte. Entscheidend bleibt die rechtliche Ausge= 
staltung ,eines solchen Zusammenschlusses, für die viele Möglichk,citen 
stehen. Die Organisation des Kraftverkehrs ist ohne Zweifel 
schwi1eriger, als 'es etwa der frühere Zusammenschluß voI,1 Privat" und Lände1"'= 
bahnen war. Es ist aber kein einleuchtender Grund zu finden, weshalb das, 
schon in dgenwirtschaftlicher Sicht vernünftig und was zum Teil schon Ve1"'= 
wirklicht ist, sich schließlich mit .oder ohne staatliche Nachhilfe nicht 
durchsetz.en könnte. 
Was allerdings d'ie Einbeziehung in eine derartige Organisation und KostcUl'ech= 
nung nicht vertrüge, sind die ausgesprochenen In d iv i d u öl 11 ,e ist u n g e t'\. 
die s We r k v ,e r ke h r s und des Werkersatzverk,ehrs, dn Begriff,. unter dett)" 
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die Uebernahme ursprünglich 'Oder in der Regel v,om \X7erkverkehr geleisteter 
Dienste durch gewerbliche Unternehmer im Rahmen bes'Ünderer Verträge v,er" 
standen werden möchte. U. a. darf in diesem Zusammenhang die in ülrer vollen 
Bedeutung noch kaum 'erfaßte Strukturänderung nicht übersehen werden, die 
darin besteht, daß in der Wirtschaft der deutschen Bundesrcpublik dic Lagcr" 
haltung heute dne wesentlich geringcre R'Ülle spielt als vor dem zweiten Wdtkrieg 
und daß sie sich geg,enüber der Zeit vor 40 und mehr Jahren auf 'ein Minimum 
reduziert hat. Der Kraftwagen ist sicher ,eine wcs'entliche, aber nicht die 'einzige 
Ursache dieses Rückgangs der Lagerhaltung. Er schafft jedenfalls die Möglichkeit 
der Nachlieferung ,oft in Stunden statt in Tagen lind 'es ist bezeichnend, wenn eine 
Großfirma der L,cbensmittelbranche feststellt, daß inden Dreißig,er Jahren l.iefer" 
frisJ:cn von 14 Tagen und 3 W'Üchen üblich waren, während heute der Kunde in 1 bis 
3 Tagen bedient werden möchte. Auf diesen Strukturwandel ist ,es in der Haupt .. 
sache zurückzuführen, daß die sofortige Dispositionsfähigkeit des privatgewerb" 
lichen Kr,aftwagens in' der Wirtschaft so hoch eingeschätzt wird. Es ist kein 
Zweifel, daß, soweit es sich um den gewerblichen V'erkehr handelt, eine Organi" 
sation der Selbstv'erwaltung des Kraftverkehrs, zu der die Bundesanstalt auszu .. 
bauen ··nicht mehr lange aufgeschoben werden sollte, Mittel und W,ege finden , 
wird, um die besonderen Bedingungen dieser V,erk'ehre zu berücksichtigen. Der 
echte und unv,erzichtbare Werkverkehr freilich kann weder durch Organisation 
noch durch Ausgleichsr,echnung, da auf beide nicht angewiesen, erfaßt werden. 
Von ihm wird weiter unten noch die Rede sein. In diesem Zusammenhang sei 
nur hervorgehoben, daß die Bestrebung,en, ihn außerhalb der Nahz'Üne kon .. 
zessionspflichtig zu machen, also zunächst einmal zu verbieten, an dem gek'enn" 
zeichneten Strukturwandel und den sich daraus ergebcnden kundendienstlichen 
Erfordernissen völlig vorbeisehen und daher auch wohl daran scheitern werden 

VI. Die Folgen duer U;ebernahme des gesamt'-:ll Landverk,ehrs durch den Kraft. 

Daß der Straßenverkehr, soweit 'es sich nicht um privaten Individualv,crkehr 
handelt, sich duer ausglcichenden K,ostenrechnung ,oder einem inneren Lasten" 
ausgleich aus Gründe,n des eigenen Interesses und der allgemeinen Staatsraison 
noch wenig,er ,entziehen könnte als die Bahn, wird ganz dcutlich, wenn man sich 
v'Ürstellt, die ,Bahn habe unter dcm Druck des Straßenwettbcwerbs ganz aus" 
gespielt und :der Kraftw.agen habe den gesamten Landv,erkehrsdienst über" 
nommen. Machen wir uns die Folgen an einigen Bcispielen klar: . 
1. Was geschähe mit dem B oe ruf s ve r ke h r? Er muß wie kein andcrcr Vcr" 

kehr r,eg,e1'" und planmäßig durchgeführt werden. Er verlangt aus allgemcinen 
ökonomischen Gründen, aber auch im Hinblick auf den Zwang (Kriegszer" 
störungen) und den Vmteil e"Entmassung", Eigentumsbildung) dezentrali" 
sicrten W:ohnens größte Billigkeit. Die öffcntliche Meinung und die P,olitik 
haben dieses Verlangen gewiß kräftiger unterstützt, als es dem Status auch 
dner g'esunden Eisenbahn und gesunder kommunaler V,crkehrsbetriebe zu" 
träglich wävc. Doch soviel steht fest, daß die Bahn schon in ihren gutcn 
Zeiten bei geringerer Differenz zwischen Sclbstkosten und Einnahmcn des 
Berufsv,erk'ehrs die nötigen Zubußen aus Zuschüssen des Güterverkehrs be" 
stritt. Sie gingen schon damals in die Hunderte von Millionen. Glaubt jemand 
im Ernst daran, daß d.n moderner Staat und 'eine moderne Volkswirtschaft, . 
daß Zehntausende von Unternehmen mit Millionen weit versh-,euter Arbeit" 
nehmerauf dne solche Ausgleichsrech'lul1g v,erzichten würden, wenn morgen 
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ganz 'oder bezirksweise der Schienenverkehr aufgelassen würde und der 
Straßenv.erkehr seine Funktionen zu übernehmen hätte und wenn gleichzeitiO' 
der Finanzminister sich außerstande erklärt, die ·erforderlichen Zuschüsse 
dem allg·emeinen Haushalt zu leisten und zusätzlich dem Steuerzahler die 
Deckung des gl10ßen Yerwaltungsaufwandes zuzumuten, der mit der Er" 
rechnung, KlOntrolle und Zuweisung dieser Mittel im Einzelfall verbunden 
wäre? Schon im Hinblick auf die politische Bedeutung des Berufsverkehrs 
hätteeineUebernahme aller Landtransporte durch den Straßenv,erkehr ehestens 
die Einführung derselben ausgleichenden GI.6balrechnung zur Folge, wie sie 
dem W,es,en der Eisenbahn und dem Gesetz ,entspricht, nach dem der Schienen" 
verkehr anzutreten hatte. Ja, die Behauptung ist kaum abwegig, daß der demo" 
kratische Staat v'On heute den Kraftverkehr noch viel mehr in dne solche 
Ausgleichsrechnung ,einspannen würde, als er ·es zusätzlich bei der Eisenbahn 
getan hat, weil das letzte durch dne Straße erreichbare Dorf im Bay,erischen 
W,aldoder in der EHel, im Allgäu IQder in Schleswig"Holstein nunmehr den 
Anschluß an das Netz des allgemeinen Güter" und Personenverkehrs zu den 
allgemeinen Bedingungen f'Ordern würde (s'oweit der bisherige Postverkehr 
nicht hinreicht). . 

2. In Anbetracht der außerordentlichen Belastung, die dem Staatshaushalt bei 
'einer solchen Entwicklung aus Unterhaltung, Bau und Erneuerung der Straßen 
als der einzigen Landverkehrswegeerwachsen würde und die schon unter den 
jetzigen Umständen nur schwer getragen werden kann, ist ferner mit Bestimmt" 
heitanzunehmen, daß der Gesetzgeber je eher je lieber die heute noch so an" 
gelegentlich verfochtene These aufgeben würde, der S t ra ß ,e n bau s,ei eine 
,originäre Aufgabe des Staates, und Zwecksteuern zur Finanzierung des Straßen", 
baues sei,en mit dem Grundsatz der Einheit des Haushalts und der Wirtschafts" 
führung s'Owie der parlamentarischen Kontr'Olle nicht mehr vereinbar. Sehr 
bald würde die neue Anstalt des Kraftverkehrs, 'Ohne welche die Bewältigung 
der gr.oßen Y,erkehrsaufgaben der Straße undenkbar ist, die anteiligen Kosten 
der Fahrbahn selbst zu tragen haben. Sie wÜl1de sich dann hinsichtlich des 
Ausmaßes des Anteils der Fixkosten von der bisherigen Eisenbahn kaum mehr 
unterscheiden, gleichgültig, 'ob diese Kosten auf die Mitglieder dieser Anstalt 
und die priv,aten Kraftfahr·er umgelegt 'Oder als Zwecksteuernerhoben würden. 
Jedenfalls erhielte auf s,olche Weise die eigenwirtschaftliche Tendenz des 
internen Lastenausgleichs in Fmm der Abkehr von dner Leistungs" und 
streckenindividuellen :KJosten". und Tarifrechnung und dnes Uebergangs ZUr 
s'Ogenannten gemeinwirtschaftlichen V,erkehrsbedienung neuen Auftrieb. 

3. Ein drittes Moment würde die baldige Einführung einer Ausgleichsrechnung 
und einer ,entsprechenden OrganisaHon im Güter" und Personenverkehr ,er", 
zwingen, soweit sie nicht schon im bisherigen Straßenverkehr Eingang gle". 
funden hat, d. i. die Notwendigkeit ausgedehnter' Zu b r in ge r". und Ye r " 
te i I erd i ,e n s te. Sie blieben bis jetzt perverserweise im näheren und weiteren 
Umkreis vieler Knotenpunkte noch der Schiene ,aufgelastoet, während gerade 
der Streckenverkehr auf den Kraftwagen .abgewandert ist. Es ist klar, daß der 
Kr,aftverkehr bei der U ebern ahme aUer Landverkehrsdienste auch die großen 
Vorzüge des Haus+laus"Verkehrs, schon durch die bisherige Entwicklung 
in vielen Großstädten eingeschränkt, gefährdet sehen und in den Knoten" 

mindestens weitgehend einbüßen Ja, es ist mehr als fraglich, 
'Über den Haus"Haus".Verkehr überhaupt in einem Umfange sichern könnte in dem es der Eisenbahn möglich war, ihn in der Form des Anschlußv.el'kd1l'; 
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einzuführen 'Oder zu erhalten, wenn man bedenkt, daß 60 % des Eisenbahn" 
verkehrs über Anschlußgeleise laufen urid es sich dabei in der Hauptsache 
um Massengüter handelt. Dasselbe gilt in anderer Form grundsätzlich für den 
p.ersonenv,erkehr, der in der R'egel am Rande der Großstädte und in vielen 
Knotenpunkten "umgeschlagen" werden müßte. Die neue Ausgleichsrechnung 
des Straßenv,erkehrs müßte auch diese Umschlagsdienste verkraften. 

4. Sie müßte ferner gerade im Massengutverkehr v'Ün -den Rohst'Üffgewinnungs" 
stätten (z. B. Erze, Steine), und im Berufsverkehr zahlr·eichen u n '" 
p aar i g 'e n Ve r k ,e h r s be z i e h u n gen, damit die ungeheuren Leerläufe 
des Wagenrücklaufs unterhalten, denen sich der ungebundene Kraftv,erkehr 
bisher in weitem Maße ,entziehen konnte und welche die Kbstenkalkulation 
des Schienen verkehrs bisher desto mehr belasteten, je stärker sich der Kraft .. 
wagen der Beförderung der aus diesen Roh" und Halbstoffen produzterten 
F'ertigwaren angenommen hat. Auf die Ausgleichslast, welche außerdem die 
Aufrechterhaltung der bisher von der Bahn geleisteten Dienste des Flächen" 
verkehrs und die Er sc h I i e ß u n g w e i te ren F 1 ä ehe n ver k ehr s 
erfordern würde, ist SeHe 46 schon hingewiesen worden. Bekannt sind die 
Berechnungen von Professor Pirath,wonach die Unterhaltung nur der würt" 
temhergischen Nebenbahnen die Bundesbahn jedes Jahr einen Zuschuß von 
rund 25 Millionen Mark kostet. 

5. Bei alledem war noch nicht die Rede von den noch kaum abzuschätzenden 
zusätzlichen Kosten, die bei einer derartigen Intensivierung des Straßenver" 
kehrs' die Verkehrsv,erwaltung, gleichviel lOb Selbst" oder Staatsverwaltung, 
und nüch mehr fdie W ,a h run g der V 'e r ke h r s s j c her h e i t . er" 
fmdern würde. Sie lasten heute schon als schwere Wolke über der künftigen 
Entwicklung des Kraftverkehrs und werden v,oneiner volkswirtschaftlichen 
Kalkulation meist unzulänglich erfaßt. Ebenso sind bis heute vernachlässigt 
würden die Kosten einer Anpassung an die sozialen Auflagen des öffentlichen 
Verkehrs, ferner des Neu" und Umbaues der V,erladeeinrichtungen, der Hafen" 
straßen usw., um nur Beispiele zu nennen. Sie dürften sich zusammen in der 
Größenürdnung von Milliarden bewegen und würden den Anteil der 
kosten wahrscheinlich auf Prozentsätze steigern, welche über das Maß v'On 
ca. 70 % heim Eisenbahnverkehr hinausgehen. 

Der Praktiker mag einwenden, daß die Betrachtungen dieses Kapitels hypüthe,: 
tisch se1en und daß qaher auch die Ergebnisse der realen Grundlage ermangelten. 
Der Irrealis wird nicht bestritten. Soweit voraussehbar, kann die Eisenbahn als 
Mass,env,erkehrsmittel nicht entbehrt werden. Ebensowenig aber können Volks,: 
wirtschaft und Staat der gemeinwirtschaftlichen Verkehrsbedienung entraten. 
Und unter dies'em Gesichtspunkt wird kein Kritiker in Abrede st,ellen können; 
daß auch. den irrealen Ueberlegungenein Erkenntniswert innewohnt insüfern, 
als 'ein Durchdenken letzter Konsequenzen des Wettbewerbs zwischen Eisenbahn 
und Kraftwagen, genauer gesagt zwischen einer Verkehrsbedienung mit und 'Ohne 
Ausgleichsrechnung oder zwischen gemeinwirtschaftlicher und einzclwirtschaft" 
licher Tarifgebarung, ganz deutlich macht, 
.1) wie die Ausgleichsrechnung des öffentlichen Verkehrs dienstes der Bahn im 

W,esenöffentlicher Verkehrs dienste überhaupt begründet ist, 
b) was· die Ausgleichsrechnung bisher hur vcrkehrsökonomisch bedeutete, 
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c) daß deswegen und im Hinblick auf ihre so positiven volkswirtschaftlichen 
Wirkungen in der arbeitsteiligen Wirtschaft und im demokratischen Staat 
von heute ,auf sie nicht verzichtet werden kann, ja daß sie unter den deutschen 
Bedingungen sügar des Ausbaues bedarf und gerade im Kraftverkehr noch 
dieses Ausbaues sehr fähig ist, 
und schließlich,' 

d) daß das Bestehen dnes in langen Jahrzehnten gewachsenen, vrerfeinert.en und 
ausgleichenden Verkehrsdienstes mit den Wettbewerb 
dereinzelwirtschaftlichen Transporte (gewerbliche und private) geradezu hoch" 
züchten mußte. Noch mehr im freien Gütervrerkehr als in d:em zum Tdl stärker 
gebundenen Personenverkehr, fand er in den Pluskonten der Ausgleichsrech" 
nung des öffentlichen Dienstes, d. i. bei den hochbelasteren Edelgütern und den 

- gut ausgelasteten Strecken mit relativ hohen Tarifen' v'or alLem auf mittlere 
Entfernungen, schließlich in der tariflichen Y,ernachlässigung der Sendungen 
über 15 toeine fette Pfründe. Nur die Ueherzahl derer, die sich an diiC:>lcr: 
Pfründe \ zu beteiligen suchten, minderte häufig den betriebswirtschaftUchen 
Erfolg. 

Es darf als bekannt vorausgesetzt werden, wie der W,etthewerb durch di,e zu 
glJOße Zahl von Künzessiünen die für den Güterfern" und Bezirksvcrkehr aus" 
gegeben v,rurden, durch die Beibehaltung des Knicks in der Kraftfahrzeugsteuer, 
durch Zulassung zu hoher Achsdrucke usw. v·erschärft wurde. 

VII. Die Ausgleichsrechnung des öffentlichen Verkehrsdienstres ist "markt: 
konform". 

Die Frage 'einer Marktwirtschaft im V,erkehr darf wohl jetzt ,endgültig in dem 
Sinne beantwortet werden, daß jeder öffentliche, d. h. sich der Allgemeinheit an" 
bietende V,erkehrsdienst aus sich heraus, d. i. aus seinen ,eigenwirtschaftlichen 
Bedingungen, zum Ausgleich und damit zur "gemeinwirtschaftlichen" Tarif" 
geb.arurig tendiert, weil dieses Vrerhalten dem Markt seiner Leistungen entspricht. 
Diese ausgleichende und daher gemeinwirtschaftliche Verkehrsbedienung, nicht 
von ungefähr in der Blütezeit des Liberalismus und der Marktwirtschaft ent" 
standen, ist ,offensichtlich aber auch marktkonform" im Rahmen einer kon" 
kurrenzwirtschaftlichen V,erfassung. Ende des Eisenbahnmonopols und der 
W,ettbewerb des Kraftwagens kronnte und kann den Zutritt zu dieser Erkenntnis 
nur sü lange und insoweit verwehren, als der Kraftwagen, begünstigt durch die 
Ausgleichsrechnung der Eisenbahn und anderer üHentlichcr Verkehrsdienste, 
einzdwirtschaftlich arbeitet und sein W,ettbewerb noch nicht zur vonen Unter" 
grabung' des hohen inneren "Schutzzolls" der Ausgleichsrechnung des öffent" 
lichen V,erkrehrsdienstes geführt hat,eines SchutzZrOlls, der durch die betriebs .. 
fremden und andere Vrarbelastungendes Schienenverkehrs noch wesentlich 
erhöht wurde.' Dire Verkehrskrise treibt zur Z'eit diesem Höhepunkt zu. Die 
beschriebene Entwicklung könnte ,auch durch eine durchgreifende . Rat i ü " na 1 i sire run g des Bahnverkehrs nicht aufgehalten werden. Sicher ist auf 
diesem Gebiet noch vieles möglich. Man denke nur an dLe großen 
Chancen des Behälterverkehrs! Aber auch die hi,erfür nötigen Kredite hätte 
unter den heutigen Bedingungen der Finanzminister zu verantworten, mindestens 
mit subvrcntionistischen Anl1eiz·en auszustatten. Yür allem würden die schönsten 
Rat10nalisierungs,erfolge den inner,en Kostenausgleich nicht überflüssig machen. 
Ger,ade rein gl.1oßzügiger Ausbau des Behältervcl'kehrs würde reine neye Technik, 
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eine neue Betriebsorganisation und eine entsprechende innerwirtschaftIiche Ali" 
mentierung der Zubringer" und V,erteHerdienste vorausseben, damit der höchste 
betriebs" und volkswirtschaftliche Nutzeffekt gesichert werde. Daß dazu die 
engste, auch finanzielle, Zusammenarbeit zwischen der Bahn und einem ent" 
sprechend organisierten Kraftv,erkehr gehört, sei nur am Rande erwähnt. 
Es bliebe noch näher zu begründen, warum die eigenwirtsehaftliche Ausgleichs" 

, rechnung sich durchaus und ,ohne Bruch mit den so bewährten Grundsätzen 
einer konkunenzwirtschaftliehen V,erfassung der W.menmärkte v,erträgt. Hier 
harrt der Wissenschaft vom V,erkeI1l' ,-,nd der Verkehrspolitik noch eine Aufgabe, 
die ger,ade im Rahmen eines neoliberälen Grundkonzepts besonders reizvoll, aber 
auch besonders wichtig 'erscheinen muß. Daß dem W.ettbewerb im Verkehr eine 
gewisse Pr,oblematik anhaftet, geben, wie gesagt, auch di,e Anwälte einer liberalen 
Verkehrsordnung zu. Umgekehrt scheint den Befürwortern einer den Gesamt" 
verkehr umfass,enden Ordnung und Ausgleichsrechnung bis jetzt der Mut zu 
fehLen, aus dieser Problematik die letzten Kons,equenz'en abzuleiten. Immer 
wieder wird, yon ihnen betont, daß der Wdtbewerb nicht ausgeschaltet werden 
solle, und wird 'er ,entweder auf dem Umweg über den schon zum Schlagwort 
gewordenen "Leistungswettbewerb" oder nach Herstellung der berühmten "glei" 

i_ehen Startbedingungen" wieder eingeführt. Dabei handelt ,es sich, wohlg,emerkt, 
nicht so sehr um den Wettbewerb zwischen V,erkehrsmitteln dersdben Kateg.orie, 
sondern zwischen den verschieden gearteten Verkehrsmittdn bzw. Verkehrs:: 
trägern. 
Von ,einer volkswirtschaftlichen Schau kann man' der Problematik des Wett" 
bewerbs im V,erkehrswesen und seiner Auswirkungen auf die übrige Wirtschaft 
vielleicht von der Frage nach dem Siim des W,ettbewerbs überhaupt nähel), 
kommen. Er ist ja kein Selbstzweck, sollte es wenigstens nicht sein, sondern 
Mittel zum Zweck der ,optimalen Entfaltung der produktiven Kräfte. Der Verkehr 
ist, dem Geldwesen vergleichbar, ,ein Mittel der wirtschaftlichen Integration, d. i. 
der arbeitsteiligen V,erflechtung, die aus zwei plus zwei nicht vier, sondern fünf 
und sechs maeht und also der bestmöglichen Entwicklung der nationalen und 
internationalen Wirtschaft dient. Diese seine funkHonelle Bedeutung für die Ge" 
samtwirtschaft unterscheidet ihn von allen andern Wirtschaftszweigen. Je preis" 
werter die Verkehrsdienste ,angeboten werden können, desto mehr wird von ihnen 
Gebrauch gemacht, desto stärker diese Integration begünstigt. Nach dem, was 
ohen ausgeführt wurde, bietet die Ausgleichsrechnung im Verkehrswesen die 
dem V,erk>ehr zuträglichsten Bedingungen bester Auslastung, pr,eiswertester Tarife' 
und rationellster Entfaltung .. Sie bedeutet aber zugleich Aufhebung, mindestens 

i. Einschränkung des Wettbewerbs im V,erkehr. WUrde dieser in vollem Umfang zu" 
gelassen, ,er würde nicht nur die volkswirtschaftliche Integration gefährden, den 
Sog zu den Rohstoffgebieten und Großmärkten (Großstädte); d. h. in die Ballungs" 
räume verstärken, sondern durch Einräumung von Kampf tarifen und Untcrbichm" 
g,en, wie das Beispiel des Baustoffmarktes beweist, auch die Bedingungen eines gc" 
ordneten W>ettbewerbs in weitcn Berdchen der Warenwirtschaft aufs schwcrste 
beeinträchtigen lind ungünstige Standorte überhauptv,om Wettbcwerb ausschließen. 
Der Staat hat also dn übcrgeordnetcs Interesse daran, die dem V,erkehr wesens" 
eigene Tendenz zur' Ausgleichsrechnung sich voll auswirken zu lasscn. Die Lei" 
stungen der modernen Verkehrsmittel, vor allem von Eiscnbahn und Kraftwagen, 
bedürfen zudem in hohem Maße der gegenseitigen Ergänzung: sie sind darüber 
hinaus zu einem großen Anteil auswechselbar. Man muß sich daher daran gc" 
wöhnen, dcn Markt der Transportleistung'en als einheitlichcn Markt zu betrachten 
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und, um die üptimale Auslastllng im Ganz,e? und den rationellsten 
dienst zu erzielen, die auf alle die Sektoren des 

. öffentlichen Verkehrsdienstes erweitern, die 1n emem ausgeprägten 
verhältnis stehen bzw. stehen .können. Auf kurz,e Formel gebracht: Um de s 
\\!ettb,ew,erbs und der der L'Cistungs" 
kräfbe d,er produzi·er·enden Wll"tschaft wIllen muß derWett" 
bewerb im Vierk,ehr w·es,entlich stärk,ereing'eschränkt wer.,: 
de n, als die s bis je tz t de r Fall war. . Nur" so können auch die 
Voraussetzungen für dne rationelle Zusammenarbeit der Verkehrsmittel und 
für ,eine bessere Integration des Verk'ehrswesens zum Besten der Integration der 
v,erfrachtenden Wirtschaft herbeigeführt Es wäre abwegig, eine der,:' 
artige V,erbundwirtschaftetwa mit dem Begnff wettbewerbstötenden "Plan" 
wirtschaft" ,abzutun. So bliebe bei einer und noch dazu befristeten 
Auf teilung v,on Arbeitsgebieten unte.r· Kontrülle, ähnlich. gewissien 
R·egdungen im P,ersonenv,erkehr, genug end W.ettbewerbsspannung, Um 
einer Vernachlässigung des Kundend1enstes IOd er des technischen Fortschritts 
'Vo.rzubeugen. . 

Vün dem Ausmaß der Fixkosten her betrachtet, gibt 'es im übrigen noch andere 
grüße Wirtschaftsbereiche, die sich nicht lOhne weiteres in das übliche ModellbUd 
einer Wdtbewerbswirtschaft fügen. Man denke an die Erzeugung vün Kühle 
und Eisen oder an die dem Verkehrswesen in vielem ähnliche Energi,ewirtschaft 
bei .der niemand an der ,obrigkeitlichen Investiüonskontrülle und der üben an; 
gel1egten Verbundwirtschaft Anstoß nimmt. 

VIII. Ueherholte Fr,agestellungen der Verkehrsp,olitik 

Nach alledem ist 'es ein verhängnisvoller Fehlschluß, den internen Küsten,: und 
Lastenausgleich des ,öffentlichc:n Verkehrs, sei 'er in privater ,oder öffentlicher 
Hand, als eine Erscheinung des Bahnzdtalters anzusehen. Er ist, wenn auch durch 
die Zersplitterung des Kraftverkehrs 'erschwert, auch seinem Markt konform, und 
entspricht, wie eben begründet, auch dem Markt einer Künkurrenzwirtschaft. 
Wird dies anerkannt und wird hinzugefügt, daß die entscheidenden technischen 
und volkswirtschaftlichen Vorteile des Kraftwagens weder durch eine straffer.e 
Organisation noch durch Einführung dner Gesamtkostenrechnung verloren gehen 
müssen, S'Ü wird der heißen Debatte um eine ganz'e Anzahl von Fragen, di'e heute 
n'Üch Gegenstand von Aufsätzen, Denkschriften und Regierungsvü:rlagen sind, 
der Bode.nentz.ogen. Für eine Alternative: Liberalisierung des V,erkehrswesens 
oder Aufrechterhaltllng des gemeinwirtschaftlichen Verk,ehrsdienstes? ist dann 
kein Raum mehr. Es gibt a 1.1 longue für Schiene und Straße nur dnen aus" 
gleichenden und daher gemeinwirtschaftlichen Verk,ehrsdienst. Wenigstens der 
ideologische Gegensatz wäre damit überholt; dIe Zusammenarbeit nach einheit" 
lichen Richtlinien der Kostenrechnung und Tarifbildung erleichtert. Im übrigen 
erscheint ,es unter solchem Blickwinkel ,gar nicht so abwegig, wcnn § 4 des 
Bundesbahngesetzes die Bundesbahn verpflichtet, ihl1en Betrieb nach bufmänni" 
schen Gesichtspunkten zu führen und gleichzeitig die Interessen dcr deutschen 
Volkswirtschaft zu wahren. Es gibt aber auch dann keine Akzentverschicbungvon 

, diesen Interessen zu dner kaufmännischen Geschäftsführung, wie sie in dcm heuti" 
gen Meinungsstrdt verschiedentlich .angestrebt wird. Ebensowenig siollte die Frage 

Zulassung eines Kartells im Kraftverkehr, jedenfalls vün der wirtschaftlichen 
Seite her, weiterer Erörterung bedürfen: das Kartell ist unerläßlich, weHes dcm 
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W'ese'n des öffentlichen Verkehrsdienstes des Kraftwagens und dem eigenen 
Inter.esse der Unternehmer entspricht. Dafür allerdings muß in Zukunft zwei 
Fr,ag,eneine 'erstrangige Bedeutung zuk,ommen, die bisher an zweiter .oder dritter 
Stelle rangierten: 
.1) Was muß getan werden, um eine Untergrabung des LastenausgIeichs im öffent" 

lichen V.erkehr auf Schiene und Straße durch den noch verbleibenden In d i" 
vi du .1 I v·e r ke h r (Personen" und Werkverkehr) ohne Ausgleichsrechnung 
zu verhüten? . 

b) Wdche Maßnahmen ,erfordert die Aufteilung des ,öffentlichen Verkd1l's,:< 
dienstes mit Ausgleichsrechnung auf zwei verschiedene Verkehrsmittel, wenn 
ein n·e u ,e s M'Ü n .0 pol v ,e r m i e den und trotzdem die beiderseitige Aus" 
gleichsrechnung nicht für ruinös,e und substanzverz,ehrende K'Ünkurrenz, s,on" 
dern vielmehr für eine substanz erhaltende und wirtschaftsfördernde enge ZU" 
sammenarbeit ·eingesetzt werden soll? 

Es würde den Rahmen der Abhandlung sprengen, wenn auch noch diese Fragen 
im einzdnen behandelt werden wollten. Nur s'Üviel sei gesagt, daß der \'{1erb 
verkehr, wenn auch hinsichtlich des Umfangs seiner Leistungen gewaltig über.:< 
schätzt, aus den oben angedeuteten Gründen aus-der modernen Wirtschaft nicht 
wegzudenhn ist. Es k.ommt nur darauf an, zu verhindern, daß sich in der 
ihn umgebenden Treibhauslufteiner Ausgleichsrechnung des gesam ten öffent" 
lichen Landverkdus (außerhalb des Nahverkehrs) nicht noch mehr Wildwuchs 
breitmacht, als dies schon bisher bei ihm und dem nicht an eine Ausgleichs" 
rechnung gebundenen' gewerblichen Kraftverk.ehr der Fall war. Die Aufgabe 
ist schwer, aber bei näherem Zusehen sicher nicht unlösbar. Zu der näheren 
K·enntnis des Sachv,erhalts gehört zunächst eine genaue Erfassung des W,erkv-er" 
kehrs in den einzelnen. Branchen und der Bedingungen, unter denen er arbeitet. 
Daran hat es in den letzten Jahren sehr gefehlt. Frühere Untersuchungen können 
nur noch bedingt verwertet werden. Man wird dabei erkennen, daß auch der 
typische \'{1erkverkehr branchenmäßig sehr differenzi·erte Merkmale aufweist, daß 
vm allem seine innere Verbindung mit dem \'{1erk bzw. dem Unternehmen sich 
zwischen den Graden -existenzieller Unlösbarkeit und v'erhältnismäßig leichter 
Ersetzbarkeit durch gewerblichen Verkehr bewegt.' Dann wird ,es auch möglich 
sein, die Maßnahmen abzusehen, mit denen von Fall zu Fall verschieden, allen" 
falls unter Einsatz der wirtschaftlichen Selbstverwaltung der Werkverkehr in 
den Grenzen gehalten wird, die die betreffenden Unternehmen von sich aus bc.:< 
achten würden, wenn es keinen gemeinwirtschaftlichen Tarif gäbe. Außerdem 
ist mit Sicherheit zu 'erw,arten, daß der anzustrebende K'ostenausgleich im gewerb.:< 
lichen Kraftverkehr und die so zu bewirkende, noch bessere Erschließung der 
Fläche (Nebenbahnproblem !) den stärkerentwickclten Werkverkehr namentlich 
abgelegener Unternehmer zum Teil uninteressant machen würde. Dabei wird 
allerdings v.orausgesetzt, daß es endlich gelingen werde, die Flucht in die Kosten 
durch eine große Steuerreform, insbesondere durch Zurückschrauben der über.:< 
stcigert:en Steuerprogression, zu begegnen. 
Zu der ander.en Frage hat der Verfasser unter anderem Thema in großen Zügen 
bereits im zweiten Teil seines V'Ürtrags "Möglichkeif.cn und Hindernisse einer 
verstärkten Zusammenarbeit der Verkehrsmittel im' Gütertransport" 5) Stellung 
genommen. Er darf sich in diesem Zusammenhang auf den Hinweis beschränken, 
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daß eine weitgehende Selbstverwaltung der Verkehrsmittel und ihrer Organi"" 
sation unter staatlicher Kontl1Olle den besten Schutz gegen überdimensionale 
monopolistische Y,erwaltungsorganismen und neue Y,ermachtungen bieten dürfte_ 

IX. Zuslammenfassung 
Das Ende des Eis'enbahnmonopols muß nicht, wie immer wieder behauptet 
auch das Ende der volkswirtschaftlich wertvollen Ausgleichsl.1cchnung im. 
Verkehrswesen, - gewöhnlich mit dem Schlagwort der "gemeinwirtschaftlich'en. 
Verkehrsbedienung" umschrieben, bedeuten. Sie ist weder durch Ausgleichs= 
kassen des Fiskus noch der Wirtschaftsorganisationen ,ersetzbar. Andererseits. 
kann dne Liberalisierung im Sinne einer auf die Leistungseinheit abg,estellten. 
kostennäheren T,arifbildung in einem W,ettbewerbsv,erhältnis nicht auf halbelU.. 
W,ege stehen bleiben, sondern muß notwendig auch die Tarifgleichheit im Raume 
und damit die letzte allgemein anerkannte Säule des inneven Kostenausgleichs 
zu Fall bring,en. 
W,er 'deshalb die Einbeziehung des ganien öffentlichen Binnenverkehrs (mit 
Ausnahmen) in einer Ausgleichsrechnung grundsätzlich gutheißt - die Binnen= 
schiHahrt hat u. a. in Form der Zw und Ablauf tarife schon lang,e an ihr teil -
braucht sich dabei durchaus nicht ausschließlich von der Rücksicht auf die v,olks= 
wirtschaftlichen Vorteile 'einer 'solchen Gesamtkostenkalkulation bestimmen Zl..1.. 
lassen. Auch der Kraftwagen tendiert seinem W,esen nach zu dner 
Ausgleichsrechnung und zwar um so mehr, je erkennbarer ihm die fix,en KosteQ. 
seiner Fahrbahn, der Verwaltung und der Wahrung der ,Verkehrssicherheit an= 
gelastet werden. Würde es' ihm gelingen, die Bahn ganz aus dem R'ennen Zl..l. 
werfe?-, so würde sich zeigen, daß er auf Grund seiner Eigenart, aber auch de:t:-
Ansprüche des heutigen Staates' und der modernen Wirtschaft noch viel stärk,e:t:-
dem Erfordernis eines inneren 'Lastenausgleichs und, gemetnwirtschaftliche:t:-
Bindungen unterläge als der Schienenv,erkehr. Solange die Schiene den innerel.":l.. 
Lastenausgleich noch verkraften konnte oder zu verkraften schien, bestand keiQ. 
äußerer Anlaß, sich über die Einbeziehung des Kraftverkehrs in dieses 
Gedanken zu machen, noch weniger den bei ihm da und dort schon in AnsätzeQ. 
vorhandenen gemeinwirtschaftlichen Y,erkehrsdienst über diese AnfäJnge hinaus 
zu 'entwickeln. Im Gegenteil hat die, einseitige Anwendung der Ausgleichsrech= 
nung durch die Schiene treibhausartige Bedingungen für eine einidwirtschaft= 
liehe Betriebsweise ohne Ausgleichsrechnung im gewerblichen und W'erkv,erkeh.:t:-
geschaffen. 
F,olgt man diesen Ueberlegungen, so wird die Fragestellung, ob 
lieh oder marktwirtschaftlich, im Y,erkehrswesen aufgehoben: "Marktwirtsdlaft-= 
lieh" ist im öffentlichen Verkehr die Preisbildung auf Grund -einer Ausgleichs= 
rechrmng. Oder anders ausgedrückt: Der gemdnwirtschaftliche 
ist marktkonform. Er ist, aber auch dem Wdtbewerbsprinzip in anderen 
reichen konform, denn er fördert die Verteilung der Wirtschaft im Raum, 
Zusammenwachsen der Wirtschaftsregionen und die Verbreiterung des Wdt= 
bewerbsin der pl10duzierenden Wirtschaft. Die des Wdtbewerhs 
im Verl<Jehr dient somit deJ; Entfaltung der wirksamsten -
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der verfrachtenden Wirtschaft. Ein auf die Einzelleistung abgestellter 
wcttbewerb im ,öffentlichen V,erkchr hingegen - bedeutete unter deutschen Be,. 
dingungen Desintegration in und Verkehrswcsen, Aufhebung 
oder weitgehende Einschränkung der Transparenz des Transportmarktes mit 
allen nachteilig,en Folgen für den Wettbewerb der Y,erfrachter; Y,erteuerung an,. 
statt Verbilligung der Durchschnittskosten des Verkehrs; ,er würde eine geordnete 
Zusammenarbeit der Verhhrsmittel und gemeinsame Einrichtung rationeller Ver,. 
k,ehrsdienstevollends unmöglich machen. 
Für denjenig,en, der sich solchen Erkenntnissen nicht verschHeßt, werden die 
meist umstrittenen Alternativen der derzeitigen Verkehrspolitik gegenstandslos; 
dafür rücken in den 'ersten Rang die Fragen: 
1. wie der ,öffentliche Kraftverkehr in die Ausgleichsrechnung des Gesamt,. 

, verkehrs einbezogen und die S'Ü dringend nötige 'erreicht 
werden kann, 'ohne daß ,ein neues, Landv,erkehrsmonopol 'entstehen muß und 

2. wie verhütet werden kann, daß ,der aus der modern,en Wirtschaft nicht 
'zudenkende Individualverkehr in den Grenzen gehalten werden kann, welche 
die Ausgleichsrechnung des öffentlichen Y'erkehrs nicht gefährden 
lassen " 

-I 


